
wie die Kreisgerichte, indem sie z. B. verstärkt “'dazu 
übergehen, Beweisaufnahmen durchzuführen, nochmals 
in die Betriebe zu gehen usw.

Es ist richtig, daß auch die Bezirksgerichte zu einem 
neuen, sozialistischen Arbeitsstil kommen müssen und 
daß ihre Stellung gestärkt werden muß. Die Lösung ist 
jedoch nicht in der gleichen Weise zu finden wie für 
das Kreisgericht. Kreisgericht, Bezirksgericht und 
Oberstes Gericht als die drei Formen unseres Gerichts­
systems sind zwar organisatorisch durch den Instanzen­
zug verbunden; sie sind vor allem auch durch die ge­
meinsamen Aufgaben verbunden, die ihnen von Partei 
und Regierung gestellt werden. Das bedeutet jedoch 
nicht, daß sie diese Aufgaben auch auf demselben Weg 
und mit denselben Mitteln lösen müßten.

Um zu einer richtigen Charakterisierung des sozia­
listischen Bezirkgerichts zu kommen, ist es notwendig, 
von der Rolle, die dem Bezirk und seinen Organen im 
Gesamtmaßstab unserer staatlichen Ordnung zukommt, 
auszugehen. Auch das Bezirksgericht ist ein Teil der 
einheitlichen Staatsmacht im Bezirk. Hierdurch bestim­
men sich seine Stellung im System der Staatsorgane der 
Diktatur des Proletariats, seine speziellen Aufgaben 
und seine Arbeitsweise.

Auf der Partei- und Staatsfunktionär-Konferenz in 
Babelsberg sagte Gerhard G r ü n e b e r g :

„Wir müssen die Aufgaben der Kreise als der 
Zentren an der Basis . . . herausarbeiten. Wir müssen 
ferner die Aufgaben und die Rolle der Bezirke als 
der Zwischenglieder zwischen den zentralen Macht­
organen und den Kreisen, als der Organe, denen die 
Übertragung der zentralen Aufgaben auf die Kreise 
zusteht, exakt bestimmen.“1

In der Beratung des Ständigen Ausschusses der 
Volkskammer über die Tätigkeit der Bezirkstage er­
klärte P o l a k ,  diese Gedanken noch verdeutlichend: 

„Die Bezirke sind als Zwischenglieder zwischen den 
zentralen Machtorganen und den Kreisen zu betrach­
ten; — sie sind Organe, denen die Übertragung der 
zentralen Aufgaben auf die Kreise zusteht. Dabei 
muß .ihre Zielrichtung auf die Qualifizierung und 
Stärkung der Kreise und Gemeinden gerichtet sein'.“1 2 
In der Tat endet die Dezentralisation in vielen ent­

scheidenden Punkten im Bezirk. Entscheidende Auf­
gaben haben z. B. die bezirklichen Volkswirtschaftsräte. 
Im Bezirk erfolgt die Transmission der zentralen Linie 
auf die örtlichen Gegebenheiten. Hieraus ergibt sich 
auch unmittelbar die Aufgabe der Bezirksorgane der 
Justiz: der Justizverwaltung und des Bezirksgerichts. 
Sie sind die Organe der Anleitung der Kreise und kon­
kretisieren die zentrale Anleitung entsprechend den 
örtlichen Bedingungen.

Es zeigen sich zwar gewisse Verschiedenheiten zwi­
schen der Tätigkeit des Bezirksgerichts als Gericht 
erster und als Gericht zweiter Instanz — wie es auf der 
anderen Seite Gemeinsamkeiten zwischen der erst­
instanzlichen Rechtsprechung des Bezirksgerichts mit 
der des Kreisgerichts gibt; aber die Unterschiede auf 
der einen und die Übereinstimmung auf der anderen 
Seite sind niemals so groß, als daß sie nicht stets — 
ausgehend von dem grundsätzlichen Unterschied zwi­
schen Bezirk und Kreis — auch die Arbeitsweise des 
Bezirksgerichts von der des Kreisgerichts eindeutig 
unterscheiden. Ebenso wie für das Kreisgericht ist für 
das Bezirksgericht die enge Verbindung zu den werk­
tätigen Massen und deren Einbeziehung in seine Tätig­
keit kennzeichnend. Ebenso wie das Kreisgericht muß 
das Bezirksgericht seinen Entscheidungen die Beschlüsse 
der örtlichen Organe der Staatsmacht zugrunde legen. 
Aber die in erster Instanz bei den Bezirksgerichten zu 
verhandelnden Sachen unterscheiden sich nicht nur 
durch ihren Umfang und ihre weit über den Rahmen 
des Kreises hinausgehende Bedeutung von den erst­
instanzlichen Sachen der Kreisgerichte — ihre Ver­
handlung beim Bezirksgericht hat darüber hinaus auch 
noch die wesentliche Aufgabe, die Kreisgerichte anzu­
leiten.

1 Gerhard Grüneberg, Auf sozialistische Art leiten, arbeiten 
und leben, Berlin 1959, S. 33.

2 „Sozialistische Demokratie“ vom 1. Mai 1959, S. 4.

Wie muß nun das Bezirksgericht arbeiten, um seiner 
speziellen Rolle gerecht zu werden? Wie entwickelt es 
einen neuen, sozialistischen Arbeitsstil, d. h., wie ge­
winnt es die Voraussetzungen, um durch seine spezifi­
schen Mittel — nämlich die Rechtsprechung in Verbin­
dung mit der politischen Massenarbeit3 — bei der 
Lösung der Hauptaufgaben des Bezirks, insbesondere 
durch die Anleitung der Organe des Kreises, mitzu­
wirken?

Im Vordergrund steht hierbei das enge und ständige 
Zusammenwirken mit den Organen der Staatsmacht im 
Bezirk unter der aktiven politischen Leitung der 
Justizverwaltungsstelle. Die Tätigkeit des Bezirks­
gerichts baut auf der Kenntnis des Bezirksplans und 
der ökonomischen Schwerpunkte des Bezirks auf. Diese 
Forderung gilt sowohl für die Rechtsprechung der 
ersten als auch für die der zweiten Instanz. Aber nicht 
nur die Pläne und Beschlüsse der Bezirksorgane können 
die Arbeitsgrundlage bilden; auch die entsprechenden 
Aufgaben und Beschlüsse der Kreisorgane müssen 
bekannt sein.

Nur bei Kenntnis dessen, was in den Kreisen vor­
geht, ist es dem Bezirksgericht möglich, die bezirklichen 
Aufgaben konkret lösen zu helfen. Auch die wirkungs­
volle und überzeugende Anleitung der Kreisgerichte 
erfordert die Kenntnis der politisch-ökonomischen 
Situation im betreffenden Kreis. Deshalb ist die erste 
Forderung an ein sozialistisches Bezirksgericht, eine 
weit engere Verbindung zu den Kreisgerichten herzu­
stellen, als sie bisher bestand.

Mit den bisherigen Arbeitsmethoden ist die erforder­
liche Verbindung und die Kenntnis der Situation in den 
Kreisen und eine erfolgreiche Anleitung der Kreis­
gerichte nicht zu erreichen. Auch bei Anwendung neuer 
Methoden wird mit den dem Bezirksgericht als Organ 
der Rechtsprechung zur Verfügung stehenden Mitteln 
der erstrebte Erfolg nicht zu erzielen sein. Es bedarf 
dazu der engen und koordinierten Zusammenarbeit mit 
der Justizverwaltungsstelle, deren aus dem operativen 
Einsatz stammende Kenntnisse sich mit den Ergebnissen 
der Arbeit der Bezirksgerichte ergänzen. Dabei kommt 
es darauf an, eine einheitliche politische Leitung der 
Justizorgane im Bezirk herzustellen. Darin besteht die 
Verantwortung der Justizverwaltungsstelle.

Das Bezirksgericht wiederum muß erkennen, daß der 
Weg zum sozialistischen Gericht nur über die Justiz­
verwaltungsstelle möglich ist. Die Unterstellung der 
Bezirksgerichte unter die unmittelbare Kontrolle und 
Anleitung der Justizverwaltungsstelle entspricht dem 
gegenwärtigen Stand der Entwicklung in beiden Or­
ganen. Dabei ist klar herauszustellen, daß die Unter­
stellung nicht nur ein besseres Heranführen des 
Bezirksgerichts an die gesellschaftliche und politisch­
ökonomische Lage in den Kreisen des Bezirks bezweckt, 
sie dient vor allen Dingen auch der Durchsetzung des 
demokratischen Zentralismus. Der demokratische 
Zentralismus verlangt neben der breitesten Heran­
ziehung der Werktätigen zur Durchsetzung der Auf­
gaben des Staatsapparates auf der einen Seite eine 
straffe Leitung von oben auf der anderen Seite. Es 
widerspricht aber diesem Grundsatz, wenn die An­
leitung der Kreisgerichte nebeneinander durch das Be­
zirksgericht und die Justizverwaltungsstelle im Bezirk 
erfolgt. Eine solche zweigleisige Anleitung kann nur 
schwer die geforderte straffe Leitung durchsetzen. 
Durch die Unterstellung des Bezirksgerichts unter die 
Justizverwaltungsstelle wird daher die einheitliche An­
leitung der Kreisgerichte gewährleistet.

Auch den örtlichen Organen der Staatsmacht gegen­
über haben Bezirksgericht und Justizverwaltungsstelle 
eine Verantwortung. Sie treten ihnen gegenüber ein­
heitlich auf. Berichte, Analysen usw. müssen aus der 
Kenntnis beider Dienststellen erarbeitet werden.

3 Im Entwurf des Richterwahlgesetzes heißt es:
„In der Tätigkeit der Richter der Arbeiter-und-Bauem-MaCht 

bilden die Rechtsprechung und die politische Massenarbeit eine 
feste Einheit. Die Richter sind verpflichtet, durch regelmäßige 
Aufklärung über den sozialistischen Staat und sein Recht, ins­
besondere durch Erläuterung der Gesetze und durch Auswer­
tung geeigneter Verfahren, die Bevölkerung zur Einhaltung 
der Gesetze und zur aktiven Mitwirkung bei ihrer Durch­
setzung zu erziehen.“
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